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VVoorrwwoorrtt

Johannes Heinrichs legt mit diesem Buch eine “Realutopie” vor.
Seine Demokratielehre ist ebenso grundlegend wie umstürzend
und notwendig. Grundlegend ist sie, weil sie auf einer elementaren
Anthropologie aufbaut, nämlich seiner sozialen Reflexionstheorie.
Umstürzend ist sie, weil sie dem Parteienstaat die Ideologie streitig
macht. Sie ist notwendig, weil die Freiheit der Menschheit die
Vision der Aufklärung und das Ziel aller Politik ist. 

Heinrichs` Werk  lehrt die Revolution im eigentlichen Sinne, näm-
lich als Befreiung zum Recht und zur Menschheit der Menschen.

Dass der Parteienstaat nicht die Antwort auf die grosse Frage der
Aufklärung, ja der Menschheit, nach dem guten Leben aller sein
kann, bewegt Johannes Heinrichs. Sein Entwurf differenziert
anspruchsvoll, gibt aber der Demokratie die erste wirkliche
Chance. 

Heinrichs konzipiert vier Parlamente mit eigenständigen Aufgaben,
eigenständiger Verantwortung und eigenständiger Besetzung, näm-
lich ein Grundwerteparlament, ein Kulturparla-ment, ein
Politikparlament und ein Wirtschaftsparlament. Die Gesetze dieser
Parlamente sind alle verbindlich. Das erfordert Kompetenzgrenzen
oder Vorrangregelungen. 

Neben der Vierheit des Legitimations-, des Kultur-, des Politik- und
des Wirtschaftssystems konzipiert Heinrichs eine weitere architek-
tonische Dimension, nämlich die Dreiheit von Staat, Privatem und
Öffentlichem, die heute schon praktiziert wird, aber noch nicht
von einer sachgerechten Rechtsordnung gestützt ist. Sie ist, wie die
Vierheit des Parlamentarismus, ein Strukturelement der
Gewaltenteilung, erstmalig systemisch begründet.

Weiterhin will Heinrichs die direkte gegenüber der repräsentativ-
en Demokratie stärken. Den Klassenstaat, den Parteienstaat und
den Konfessionsstaat will er überwinden.

Johannes Heinrichs ist der beste Kenner der gegenwärtigen
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Sozialphilosophie. Er weiß sich für unsere Republik verant-
wortlich und unterbreitet einen wohlbegründeten Entwurf für
ein menschliches Leben in allen Staaten dieser Welt. 

Heinrichs’ Werk ist ein großer Beitrag zur politischen Philosophie
und ein großer Beitrag zur Demokratielehre. Ich werde helfen,
seiner Revolution zum Siege zu verhelfen.

Aus dem Vorwort zu "Revolution der Demokratie" von 2003 

Karl  Albrecht  Schachtschneider

Ordentlicher Professor für Öffentliches Recht an der Universität Erlangen –
Nürnberg
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Kapitel I

EEIINNFFÜÜHHRRUUNNGG::
VVOOMM  SSCCHHLLAAGGWWOORRTT  ZZUUMM  RREEIIZZWWOORRTT

Ein Gespenst geht um in Europa, das Gespenst der Demokratie-ver-
drossenheit. Bisher trat es verschleiert unter den Namen
„Politikverdrossenheit“ „und Staatsverdrossenheit“ auf. Das sind
Verschleierungen, weil es um eine bestimmte Art von Politik und
von Staat geht, die so pauschal benannt eher unbenannt und
unerkannt bleiben.

„Parteienverdrossenheit“ kommt der Sache schon bedeutend
näher. Nur wird dieses Wort von Parteileuten, die gern gegen
„Politik-“ und „Staatsverdrossenheit“ polemisieren, nicht in den
Mund genommen. Es kommt der bitteren Wahrheit zu gefährlich
nahe.

„Demokratie“ war eines der größten Schlagwörter des 20.
Jahrhunderts. Rückblickend könnte es einmal als das größte und
zentrale des vergangenen Jahrhunderts überhaupt gelten, wie
„Fortschritt“ für das 19. und „Aufklärung“ für das 18. Was allein
dagegen spricht, ist dies Eine: Dass dieses Schlagwort ein bisher
unerfülltes Versprechen geblieben ist, dass wir auch in den
demokratischen Ländern allenfalls in einer Halbdemokratie leben.
Genauer werden wir allerdings von einer Vierteldemokratie
sprechen müssen. So genau kann sich leider das allgemeine
Unbehagen nicht artikulieren.

Fragen Sie sich vorher noch ganz unbefangen und ehrlich,
verehrter Leser: „Glauben“ Sie an unsere gegenwärtige
Demokratie? In dem Sinn, dass unsere in Deutschland und seinen
westlichen Nachbarn bestehenden öffentlichen Zustände der Idee
von Demokratie sehr nahe kommen? 

Definieren wir kurz diese Idee als: die Idee einer Selbstregierung
des  Volkes unter möglichst allseitiger Teilnahme. Es ist offen-
sichtlich zweierlei, dieser Idee anzuhängen, und unsere gegenwär-



tigen Zustände für voll oder wenigstens befriedigend demokratisch
zu halten. 

Dieses Manifest wie schon das umfangreichere Demokratiebuch
(von 2003) richtet sich nur an Menschen, die der Idee der
Demokratie ernsthaft anhängen. Damit sind Missverständnisse
schon einmal ausgeschlossen, was Extremisten linker oder rechter
Couleur angeht. Ich wünsche sie mir nicht als Trittbrettfahrer - es
sei denn, sie ändern ihre extremistischen Haltungen. Haltungen
und Denkweisen zu ändern traue ich jedem einigermaßen intelli-
genten Menschen allerdings jederzeit zu. Von dieser Chance sollte
keiner ausgeschlossen werden. 

Es gibt vorsichtshalber keine offiziellen Umfragen zu der eben
gestellten Frage, genauer gesagt zu den beiden Fragen:

• Glauben Sie, dass wir echte, befriedigende Demokratie
haben?

• Glauben Sie an die Idee der Demokratie?

Das Ergebnis wäre zweifellos ernüchternd, ja vernichtend. Das
können Sie durch persönliche Umfragen im Bekanntenkreis
derzeit leichter als je feststellen - es sei denn, Sie würden haupt-
sächlich in der so genannten „politischen Klasse“ verkehren.
Diese macht sich nämlich immer noch vor, sie würde die
Bevölkerung repräsentieren. Dazu genügt es aber nicht schon,
wenn der eine oder andere Vertreter dieser Klasse es auch einmal
opportun findet, bei den derzeitigen Hartz IV-Protesten mit zu
demonstrieren. Man hat noch keine Vertreter dieser Klasse gese-
hen mit Plakaten wie etwa Revolution der Demokratie statt
Kurieren an Symptomen. Hier aber liegt der ganze, feine
Unterschied.

Nun gibt es durchaus Menschen, auch außerhalb der politischen
Klasse, die zögern mit ihrer Antwort auf die erste Frage, weil sie
„realistisch“ sein wollen. Für diese einflussreichen und sehr
respektablen Realisten, die ich auch unter meinen Lesern ver-
mute, möchte ich folgende beliebten Vorurteile oder
Halbwahrheiten kurz diskutieren:
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1. Demokratie  ist  eine  ziemlich  schlechte  Staatsform,  aber  es
gibt  keine  bessere  (Churchills  Diktum).

Darauf antworte ich: Es gibt in der Tat keine bessere Staatsform als
Demokratie, im Sinne unserer vorläufigen Definition, also einer
tendenziellen Identität von Regierenden und Regierten. Einzige
„kleine Schönheitsfehler“: Sie ist bis heute weder hinreichend
durchdacht noch verwirklicht. Es gibt dagegen zuviel Verliebtheit
in die Unvollkommenheit: meist als Weisheit und Realismus
getarnte Trägheit oder Opportunismus der Wohlsituierten.

2. Die  ppolitische  Wissenschaft  zeigt,  dass  die  Menschen  doch
im  Großen  und  Ganzen  mit  der  Demokratie  zufrieden  sind.  

Die politische Wissenschaft hat aber in der überwiegenden
Mehrheit ihrer Vertreter nicht den Mut zuzugeben, wie extrem
unzufrieden die Menschen mit der real existierenden Demokratie
sind. Und nicht den Mut, die Berechtigung dieser Unzufriedenheit
anzuerkennen. Auch die politische Wissenschaft wird von
Menschen betrieben, die der politischen Klasse in der Regel nicht
gerade fern stehen, die meist sogar - über Professorenstatus und -
-gehalt hinaus - zu ihr gehören wollen. Und sei es nur deshalb,
um sich nicht weltfremd vorzukommen. Einziger mildernder
Umstand für diesen Konformismus der Wissenschaft: Es sind
keine alternativen Entwürfe in Sicht, außer der bisher wenig
überzeugenden Bewegung für direkte Demokratie. (Das Thema
Wissenschaft und ihre Freiheit wird sich überhaupt als eines der
schwierigsten in der Demokratietheorie herausstellen.) 

3. Wir  können  jja  doch  nicht  viel  ändern,  am  wenigsten
unsere  Verfassung.  

Wer so spricht, hat schon den Kampf um die Demokratie ver-
loren. Noch können wir soviel ändern, wie wir einsehen. Das
wird allerdings nicht immer andauern. Das deutsche Grundgesetz
lädt sogar noch immer ausdrücklich zu einer neuen Verfassung
ein (Artikel 146 GG) - selbst wenn der europäische Konvent
wieder einmal eine große demokratische Chance ungenutzt ließ
und Volksabstimmungen über die neue europäische Verfassung,

Vom Schlagwort zum Reizwort 9



besonders in Deutschland, als äußerst störende Einmischung der
Bevölkerung empfunden werden. Als Anlass zu peinlichen
Grundsatzdiskussionen, für die wir doch so gar keine geeigneten
Institutionen haben. 

4. Mag  sie  noch  so  unvollkommen  sein,  so  gibt  es  doch  keine
Alternative  zu  dieser  in  kleinen  Schritten  „lernenden
Demokratie“.  

Dass wir bestenfalls Halbdemokratien haben, gehört zum wenig
ausgesprochenen, aber gut gesicherten Volkswissen. Die politische
Klasse und die, die vom Bestehenden profitieren, wollen dies ver-
schweigen und konstruktive Alternativvorschläge nicht diskutiert
haben. Angeblich gibt es „keine Alternativen“. Wer solche auch
nur in Teilbereichen aufzeigt, gilt dem im politischen Geschäft
Kundigen als Theoretiker oder gar als „Populist“, womit wohl ein
fragwürdiges Bündnis mit der breiten Bevölkerung gemeint ist. Das
„Volk, der große Lümmel“ (Heinrich Heine) gilt als zu erziehendes,
keineswegs ein mündiges.

Was kleine Schritte angeht, so machen wir sie derzeit, unter dem
Einfluss und nach dem Vorbild der amerikanischen Terrorismus-
Hysterie, eher rückwärts. Dabei sind nicht nur kleine Schritte zur
strukturellen Verbesserung der berechtigten Demokratie-, näm-
lich Parteienskepsis, sondern durchaus größere Schritte, ja
Sprünge, unumgänglich nötig. Sprunghafte Veränderung sowohl
in Richtung ernstzunehmende Demokratie wie auch soziale
Gerechtigkeit wären zudem die weitaus bessere, bei den Wurzeln
ansetzende Terrorismusbekämpfung. 

55. Jeder  kann  nur  bei  sich  selbst  anfangen.  

Jeder muss in der Tat bei sich selbst anfangen, aber mit praxisbe-
zogenem Denken für die Allgemeinheit. Dadurch geht der
Einzelne bereits aus der privaten Hilflosigkeit in öffentliche
Wirksamkeit über. Strukturelle Einsicht und Aufklärung über
Zusammenhänge sind erste Demokratenpflicht. Dagegen stellt das
Appellieren an die Moral der Einzelnen - als ob es auf ihn wirk-
lich für die strukturellen Defizite ankäme - eine fatale
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Ablenkungsideologie dar. Moralische Vorsätze und Appelle sind,
wie der Volksmund schon lange weiß, das Material, womit der
Weg zur „Hölle“ gepflastert ist. Der fragwürdige Ethik-Boom, wie
ich ihn schon vor zehn Jahren nannte, leistet die perfekte
Pflasterarbeit. Für solche Demokratietheorie von ganz unten sind
nicht nur die von oben, sondern auch deren „alternative“
Zuarbeiter zu haben.

Perfekt gelingt Ablenkung deshalb, weil wirklich niemand etwas
dagegen sagen kann, dass die Menschen besser werden müssen.
Dass es aber darauf ankommt, was aus dem moralischen
Repertoire der Einzelnen - jeder das „Ensemble der
gesellschaftlichen Verhältnisse“ (Marx) - durch eben diese
Verhältnisse abgerufen wird, wird gern von den Moralpredigern
vernachlässigt. Der  Konformismus,  das  Mitläufertum,  der
Opportunismus,  die  in  der  Nazi-ZZeit  entscheidend  waren  -  ist  das
alles  in  Nichts  verschwunden? Meines Erachtens trägt er heute
nur schickere, modernere Masken. Aber gerade in dieser men-
schlichen Versuchung zum bloßen Mitlaufen liegt die moralische
Verantwortung, solche Verhältnisse zu schaffen, die das Bessere
und Beste aus den Menschen hervorlocken. Mit Appellen ist das
noch niemals nachhaltig geschehen. Der Mensch ist weder von
Natur aus gut noch von Natur aus schlecht, sondern von Natur
aus gesellschaftlich versuchbar.

Die Halbwahrheit „Jeder kann nur bei sich selbst anfangen“
verkennt das Wesen der Gesellschaft und der Gesellschaftlichkeit
des Menschen - es sei denn, sie würde als Aufruf zur Aufklärung
im Sinne des Selbstdenkens und des Nicht-Mitläufertums im
Hinblick auf mancherlei allzu selbstverständlich hingenommenen
gesellschaftlichen Einrichtungen verstanden. 

6. Die  soziale  Wirklichkeit  kann  nur  sppontan  von  unten  her
aufgebaut  werden.  

Die Kräfte der spontanen Gemeinschaftsbildung von unten kön-
nen nicht ohne das Bedenken des Ganzen, nicht ohne die gesamt-
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen gedeihen. Die Weimarer
Republik gibt ein Musterbeispiel ab für unzählige wertvolle und
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hoffnungsvolle Reform-Aufbrüche von unten (sog. Lebensreform
im Anschluss an die Jugendbewegung). All diese, auch mit der
grünen Bewegung, wiedergekehrten guten Initiativen erwiesen
sich damals leider als bloße Gesellschaftsspiele auf der unterge-
henden Titanic - weil man die politische Großwetterlage nicht
ernst genug nahm. Und weil man sich in Deutschland „die“
Demokratie nicht ernsthaft aneignete. 

Das hätte freilich auf spezifisch deutsche, die klassische deutsche
Philosophie (einschließlich Marx) weiterentwickelnde Art
geschehen müssen. Dieser bescheinigte Heinrich Heine vor wie
nach der gescheiterten bürgerlichen Revolution von 1848 welt-
geschichtliche Bedeutung. Die deutschen Obrigkeiten ignorierten
das und bauten ihr Reich auf Macht und industrielle Revolution:
die deutsche Spaltung von Macht und Geist. Im Gefolge dessen hat
sich ein Großteil der deutschen Intelligenz der Politik, auch dem
westlichen Demokratieangebot, versagt. „Der deutsche Geist ist
unpolitisch und wird es immer bleiben“ (Thomas Mann 1918 in
seinen Betrachtungen eines Unpolitischen). Zumal eine für
schöngeistige Bürger gar garstige, proletarische Revolution
1918/1919 niedergeschlagen werden „musste“. Das waren min-
destens zweimal sehr spontane Bewegungen von unten, denen
etwas fehlte, um erfolgreich zu sein gegen die Macht des
Bestehenden - und der Gewalt.

Sind wir nicht heute, sechzig Jahre nach Kriegsende, in
Deutschland aufgerufen, diesen unseren eigenen, aktiven Beitrag
zur Weiterentwicklung unserer zweiten, importierten
Demokratie zu leisten - statt uns nur passiv über die allmählich
bedrohlich werdende Demokratie-Dekadenz beim einstigen
großen Vorbild jenseits des Atlantik tatenlos zu wundern? 

Das Berechtigte an der Forderung des spontanen Vonunten wird
später mit dem Subsidiaritätsprinzip (Kapitel VIII) aufgegriffen.
Doch darf man das Vorrecht der unteren, kleineren sozialen
Einheiten nicht mit deren Vormacht verwechseln. Jenes Vorrecht
muss bewusst geschützt werden, indem man vom Ganzen her
denkt.
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7. Denken  hilft  schon  gar  nicht,  nachdem  alles  längst  
beredet  ist.

Praxisbezogenes Denken ändert jedoch Haltungen und geht aufs
Ganze, auf ganzheitliches Handeln. Darum, um Bedenken und
Neudenken der umfassenden Strukturen handelte es sich schon in
den beiden vorigen Punkten. Es bleibt gegenüber dem Vorurteil,
das Denken nicht hilft und ändert, nachzutragen, dass ein quali-
fiziertes Bedenken der sozialen Strukturen gemeint ist, eine die
Wirklichkeit greifende Sozialtheorie. 

Das frei schwebende intellektualistische Hin- und Herräsonnieren
ohne Folgen stellt dagegen ein missbräuchliches Halbdenken dar.
Unsere derzeitige politische Philosophie und Wissenschaft haben
in der Tat das Vertrauen in die weltverändernde Kraft des Denkens
gründlich zerstört, das der klassischen deutschen Philosophie zu
eigen war.

Die „kritische Theorie“ der 68er-Bewegung hat auf der einen
Seite bewiesen, wie stark philosophisches Grundlagendenken in
die Politik einzugreifen vermag. Aber dieser Eingriff war fast nur
negativ-kritisch. Viel „Staub unter den Talaren“ wurde
hochgewirbelt. Doch der setzte sich bald wieder ab. Was damals
schon erforderlich gewesen wäre, war eine konstruktive Kritik.
Erst recht nach der Fehlanzeige eines inzwischen geglückten „lan-
gen Marsches durch die Institutionen“. Es gibt nur noch eine
glaubwürdige Kritik: konstruktive Alternativvorschläge, wie der
Staub „nachhaltig“ zu entfernen ist. Es deshalb werden solche
Vorschläge gefürchtet und gern als „utopisch“, „dogmatisch“ usw.
diffamiert, nicht zuletzt von jenen Erkenntnisbeamten, deren
Versagen dadurch allzu offensichtlich wird.

8. Weltweit  gesehen,  könnten  wir  froh  sein,  wenn  erst  einmal
alle  Länder  unsere  Sorgen  mit  der  Demokratie  hätten.

Weltweit gesehen haben wir in unseren Halbdemokratien - wenn
wir vorläufig diesen schmeichelhaften Ausdruck gelten lassen - die
große Verantwortung, die Demokratie für die Entwicklungsländer
attraktiver zu machen. Das gilt nicht zuletzt auch für die arabi-
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schen Länder. Solange wir z. B. nicht den legitimen Platz des
Religiösen in unseren scheinbar aufgeklärten Demokratien klären,
solange wir unklare Konfessionsstaatlichkeit in den
deutschsprachigen Ländern (oder auf andere Weise in den USA)
als Zuckerguss über total wirtschaftsdominierte Gemeinwesen zur
Alternative anbieten, sind unsere Demokratien weder glaubwürdig
noch attraktiv. 

Die kommende Weltmacht China etwa wird sich hüten, diese Art
von „kapitalistischer Demokratie“ als Beigabe zum westlichen
Kapitalismus zu übernehmen. Solange wir im Westen nur
überzeugende Technologie, doch keine überzeugenden Sozial-
und Demokratie-Entwürfe anzubieten haben, wird diese
entscheidende Zukunftsmacht mit Recht zurückschrecken.
Zumal die gepriesenen Menschenrechte unteilbar sind: Man
kann nicht das Recht auf freie Meinungsäußerung trennen etwa
von effektiver Freiheit der Presse (auch von der Marktsteuerung)
oder vom Menschenrecht auf Arbeit, also Recht auf solche
Wirtschaftsverhältnisse, die arbeitswillige und -fähige Menschen
gleichberechtigt in den gesellschaftlichen Prozess zu integrieren
vermögen. 

9. Heute  steht  erst  einmal  die  ökologische  Frage  auf  der
Tagesordnung.  

Der Öko-Dringlichkeitsalarm seit dreißig Jahren führt zur
Erhöhung des zivilisatorischen Stresses, aber in der Sache nicht
entscheidend weiter, weil keine angemessenen politischen
Handlungsstrukturen organisiert sind. Haben die vorhandenen
ökologischen Einsichten etwa in unserem Bundestag eine
adäquate Chance? Die scheinbaren Natur-Probleme sind in
Wahrheit ein riesiges Gesellschafts- und Demokratieproblem. Wir
brauchen Institutionen, gemeint sind Parlamente, in denen über
ökologische Fragen kompetent, transparent und gesetzeswirksam
gestritten werden kann. Selbst von ökologisch höchst engagierten
Abgeordneten höre ich: 
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„Tatsache ist, dass der Markt jetzt unwiderruflich global ist, während die
den Markt steuern sollende Regelsetzung und der zugehörige
Parlamentarismus national geblieben ist. Überspitzt gesagt: Die Regierungen
der Welt holen sich ihre Hausaufgaben nicht mehr in erster Linie von ihrem
Volk, sondern von Ratingagenturen, Pensionsfonds, Analysten und auf sie
hörenden Wirtschaftsjournalisten. Sie tun das in der zutreffenden Annahme,
dass es dem Land und dem Volk noch schlechter ginge, wenn der ‚Standort’
von den Investoren gemieden wird. Und sie lassen sich ihr Tun (siehe
Agenda 2010) von ihren Parteien formaldemokratisch absegnen“ (aus
einem Brief des Bundestagsabgeordneten Prof. Ernst Ulrich von Weizsäcker
an den Verfasser vom 9.2.2004).

Hier kommt zur ökologisch-ökonomischen Problematik noch die
von nationaler Selbstständigkeit und Globalisierung hinzu. Wenn
es so ist, wie hier beschrieben, sind die nationalen Demokratien
am Ende. Ließe sich etwa auf deren Trümmern eine interna-
tionale, globale Demokratie aufbauen? 

10. Am  allerdringlichsten  sind  aktuell  die  Probleme  der
Wirtschaftsppolitik,  des  Sozialstaates  der  Sozialppolitik:
Arbeitslosigkeit,  Steuern,  Rente,  Gesundheitswesen  usw.

Doch gerade an diesen Sachproblemen des Sozialstaats zeigt sich
die Demokratie-Problematik derzeit besonders krass: Das
Parteiensystem ist systemisch unfähig zu sachlicher Politik. Selbst
die besten offiziellen Lösungsansätze kommen in die Mühlen der
Parteistrategien nach dem Muster: Welchen Vorteil oder Nachteil
haben die Regierungspartei, wenn die Opposition ihrer Politik
zustimmt? Derzeit holt die rot-grüne Koalition offenbar die
Kastanien des „notwendigen“ Sozialabbaus aus dem Feuer. Wenn
die jetzige Opposition zu heftig zustimmt, wird sie von denen, die
jetzt protestieren, nicht in die Regierung gewählt werden. Aber
braucht sie diese sozial Benachteiligten überhaupt für den
Regierungswechsel? 

Man sieht, in unserer Demokratie wird es durchaus wieder inte-
ressant, wenn nicht sehr kritisch. Ob wir aber bei der Chance
dieser Krise das tiefer liegende Demokratieproblem selbst, als ver-
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nunftbegabte Wesen, endlich adäquater angehen? Oder nutzen
wir das Gespött und die Drohungen der Extremisten von Links
und Rechts erneut allein dazu, auf dem alten Weg der angeblich
„goldenen“, in Wahrheit verlogenen Mitte noch eine Zeitlang
weiter zu schlingern? Inzwischen wird „Demokratie“ immer
mehr vom einst hoffnungsvollen Schlagwort zum unglaub-
würdigsten Reizwort. Wie lange kann das gut gehen? Wo sind
eigentlich die Lösungsvorschläge aus dem Berliner
„Wissenschaftszentrum für Sozialforschung“ oder anderen, mil-
lionenschweren Hochburgen der Sozialwissenschaften?
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Kapitel II

GGEESSCCHHIICCHHTTLLIICCHHEE  OORRIIEENNTTIIEERRUUNNGG::  
DDEEMMOOKKRRAATTIIEE  VVOONN  GGEESSTTEERRNN  

Demokratie noch nichts Fertiges

Einerseits ist die moderne Demokratie menschheitsgeschichtlich
so jung, dass sie bis heute nicht als etwas Fertiges gelten kann. Sie
ist kaum zwei Jahrhunderte hindurch bis heute in einem müh-
samen Suchprozess begriffen! In dieser Einsicht liegt ein bedeut-
sames Korrektiv gegenüber dem verbreiteten Demokratie-
Triumphalismus.

Demokratie  ist  allüberall  noch  ein  unabgeschlossener  Suchpprozess.
Dies nicht zuzugeben, beruht auf Täuschung, im passiven oder
aktiven Sinn des Wortes.

Beispielsweise: Das allgemeine Wahlrecht unter Einschluss der
Frauen wurde erst 1930 in England und erst 1971 in der Schweiz
auf Bundesebene eingeführt! Wenn man also das Kriterium „all-
gemeines Wahlrecht“ anlegt, wird deutlich: Die sich unter aller
Ermahnungs-, Bejubelungs-, Erbauungs- und Detailabzählungs-
Literatur zur Demokratie biegenden Bücherregale täuschen leicht
darüber hinweg, in welch zartem Jugendalter sich demokratische
Theorie und Praxis noch befinden. Die Aufbruchsstimmungen,
besonders in Deutschland nach 1945 wie die leider nur sehr
kurze von 1989, lassen das manchem, der nach dem jeweiligen
Ende der Diktaturen aufgeatmet hat, unglaublich erscheinen. 

Auch die Demokratie in Amerika ist eine durchaus keine so fra-
gund fleckenlose Angelegenheit, wie sie sich in der Selbst-
darstellung von Siegern darstellt, selbst wenn wir von den jüngsten
alarmierenden Entwicklungen seit dem 11. September 2001 noch
absehen. Die Lagerwahlkämpfe, die sich dort abspielen, hatten für
Europäer schon immer etwas Unverständliches, schwer ernst zu
Nehmendes. Dieser Zweifel hat sich seit der inkorrekten



Stimmenzählung von Florida, mit denen George W. Bush ins Amt
gelangte, und den weltbekannten Fragwürdigkeiten des Irak-
Krieges ernorm verstärkt.

Die theoretischen Unsicherheiten und praktischen Mängel sind
jedoch nicht sosehr das Ergebnis eines Verfalls von etwas einmal
großartig Etabliertem. Sie sind die im Laufe der Zeit stärker sicht-
bar werdenden Leistungsgrenzen, das  Unausgedachte  und
Unversuchte  am  Bisherigen.

Ein Vergleich: Ist es eine Schmach für die Pioniere des
Automobilbaus vor über hundert Jahren, wenn heute keiner mehr
mit ihren Modellen reisen will? Die Gesetze des technischen
Fortschritts lassen sich sicher nicht einfach auf die gesellschaftliche
Entwicklung übertragen. Dennoch kann uns der Vergleich zu
denken geben. Was sich nicht entwickelt, und manchmal sprung-
haft, wird mit den neuen Anforderungen der Zeit untauglich.

Zumal in Deutschland wird es Zeit, wie schon erwähnt, dass wir
Demokratie von einem Nachkriegs-Importartikel der Siegermächte
zu etwas eigenständig Durchdachtem und Gelebtem gestalten!
Dies würde eigentlich die wiedergewonnene Souveränität aus-
machen.

Demokratie etwas Uraltes

Wenn auf der einen Seite die „westliche“ Demokratie als etwas
allzu selbstverständlich Gegebenes, etwas zuwenig Hinterfragtes
und gedanklich Fundiertes gelten muss, so besteht auf der
anderen Seite ein anderer Hauptmangel der üblichen
Geschichtsschreibung über Demokratie darin, dass die
neuzeitliche Demokratie als eine späte Frucht der
Menschheitsentwicklung hingestellt wird, mit dem angeblich
einzigen Vorspiel der griechischen Polis, das auf die Philosophen
zurückgeht.

Demokratie kann jedoch auch als die  älteste  Regierungsform ange-
sehen werden. In vielen frühen Kulturen dürften Formen direkter
Demokratie auf lokaler Ebene praktiziert worden sein. Leider ist
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die Literatur dazu bisher spärlich. Diese Tatsachen scheinen nicht
recht in das eurozentrische, einlinige Fortschrittsdenken zu passen.
Was nicht in den Zeitgeist passt, wird bekanntlich auch weniger
erforscht, zumal wenn dies anspruchsvoller ist als die
Selbstbelobigungshistorie. 

Anthropologische Basis dieser historisch ungewohnten These einer
ursprünglichen Demokratie, sagen wir vorsichtshalber Proto-
Demokratie, ist, dass der Mensch von Anfang an in solidarischer
Gemeinschaft mit Seinesgleichen lebte: in Gemeinschaften, die sich
selbst die Regeln gaben. Anders als miteinander solidarisch konnten
die frühen Menschen und Menschengruppen gar nicht überleben.
Die älteste Selbstregierungsform kann solche Proto-Demokratie nur
sein, wenn sie die dem Menschen naturgemäßeste Form des
Zusammenlebens, der Gemeinschaftsorganisation ist, was in Kapitel
III durch ein Stück philosophischer Anthropologie untermauert
werden wird.

Die Begriffe „Demokratie“ und „Rechtsstaat“

Demokratie wurde hier bereits als Selbstregierung des Volkes
bezeichnet. In der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung von
1776, zur Lostrennung der Kolonien von England, verbunden mit
der „Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte“, kam die
neuzeitliche Demokratie als Baby voll zum Durchbruch, natürlich
nicht ohne gedankliche Zeugung in der europäischen Aufklärung.
Die bald folgende Feuertaufe des Babys für Europa selbst bildete
dann die französische Revolution von 1789. 

Definitorisch berühmt wurde, fast hundert Jahre später, die so
genannte Gettysburg-Formel für Demokratie von Abraham
Lincoln aus dem amerikanischen Sezessionskriegsjahr 1863:
„government  of  the  ppeopple,  byy  the  ppeopple,  for  the  ppeopple“.

(Zwanzig Jahre vorher war bereits das bis heute gerühmte Buch des
Franzosen Alexis de Tocquevilles „Über die Demokratie in Amerika“
erschienen. Doch Tocquevilles Bewunderung für das in Amerika
erlebte Prinzip Demokratie darf nicht mit Bejahung aller faktischen
Verhältnisse verwechselt werden! Zumindest der Süden der
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Vereinigten Staaten war damals noch eine Sklavenhaltergesellschaft,
was ja Hauptanlass für den Sezessionskrieg war.)

Alle drei von Lincoln benutzten Präpositionen weisen mit unter-
schiedlichem Nachdruck auf Wesensmerkmale der Demokratie
hin: 

• dass in der Demokratie die Herrschaft aus dem Volk her-
vorgeht (of),

• dass sie durch das Volk ausgeübt wird (by); 
• und dass diese „Herrschaft“, besser Regierungsmacht, für

das Volk, d.h. in seinem Interesse (for) ausgeübt wird.

Alles das ist in der schlichten Formulierung „Selbstregierung eines
Volkes“ implizit schon enthalten. Begriff und Wort „Herrschaft“,
womit das griechische kratein in herrschaftlichen Zeiten lieber
übersetzt wurde, können wir getrost entbehren und mit
„Regierung“ übersetzen. Machtausübung ist darin zwar
mitgedacht, nicht jedoch der Unterschied von Herren und
Knechten. 

Selbstregierung eines Volkes hat etwas mit „Selbstbeherrschung“
zu tun. Manche Gelehrte wollen dagegen in „Selbstregierung“, in
der Identität von Regierten und Regierenden, eine Unmöglichkeit,
gar einen Widerspruch erkennen. Im Gegenteil, wir werden ge-
rade diese reflexiven Selbst-Verhältnisse als wesentlichen Zug
sowohl von Subjektivität wie von Sozialität antreffen. 

Was in Lincolns Formel noch nicht deutlich wird, ist das Verhältnis
von Demokratie und Rechtsstaat. Der letztere beinhaltet
„Herrschaft“ der Gesetze, des Rechts, und zwar eines möglichst
gerechten Rechts. Die konstitutiven Monarchien, wie wir sie um
1900 in fast allen europäischen Staaten hatten, waren bereits
Rechtsstaaten, auch ohne schon demokratische Selbstregierung der
Völker zu sein. Selbst wenn sich einige Staaten damals bereits mit
dem Titel „Republik“ oder „demokratische Republik“ schmückten. 

Rein logisch sind „Herrschaft  des  Rechts“ und „Herrschaft  des
Volkes“ voneinander ablösbar. Doch eine Herrschaft des Rechts
ohne Herrschaft des Volkes bedeutet Minderheiten-Herrschaft
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(Oligarchie, z.B. auch Parteien-Oligarchie). Umgekehrt muss eine
Volksherrschaft ohne ausgeprägte Rechtsstrukturen zur
Willkürherrschaft eines Pöbels führen – zu dem, was Platon und
Aristoteles unter Demokratie verstanden. Aus demselben Grund
zog noch Kant die Bezeichnung „Republik“ vor „Demokratie“ vor.
Man kann sagen, dass „Republik“ mehr die Herrschaft des
„öffentlichen“ Rechts im Gemeinwesen betont, „Demokratie“
dagegen die Herrschaft des Volkes. 

Die „Herrschaft des Rechts“ wird in der europäischen
Geschichte eher von der liberalistischen, vorzüglich in England
beheimateten, Linie vertreten. Sie ist an balance of powers und
an Eindämmung der obrigkeitlichen Willkürmacht orientiert,
am Recht der Individuen gegenüber der Obrigkeit. Sie bildet die
für die Entwicklung westlicher Demokratien wirkmächtigste
Linie. In dieser spielt zugleich die Repräsentation des Einzelnen
durch Entsendung von Vertretern in Parlamente eine besondere
Rolle.

Heißt dies aber, dass die andere, die direktdemokratische  Linie der
„Herrschaft des Volkes“ - von den frühgeschichtlichen direkten
Demokratien über Rousseau, Marx und die bestehenden Reste
direkter Demokratie (in der Schweiz wie in vielen kleineren
Gemeinschaften und Gemeinwesen) bis zur gegenwärtigen
Bewegung für „mehr Demokratie“ – im demokratischen
Rechtsstaat heutiger liberalistischer Prägung aufgehen kann und
überflüssig geworden ist? 

Fragen/Aufgaben

Gibt es eine innere, nicht bloß oberflächliche Synthese von direk-
ter und liberal-repräsentativer Demokratie? Das Ziel unseres
Gedankengangs ist mindestens dreifach:

• eine innere Synthese von repräsentativer und direkter
Demokratie,

• eine Lösung des schier unlösbar scheinenden Parteien-
problems,
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• eine Lösung für das verhängnisvolle, scheinbar unver-
meidliche Wirtschaftsübergewicht in unseren bestehenden
Demokratien – auf Kosten der in Feiertagsreden
beschworenen „höheren Werte“.

Das Gespenst der Demokratieverdrossenheit lässt sich nur ban-
nen, wenn wir auf diese Fragen überzeugende Antworten finden.
Wenn wir uns auch eingestehen, dass trotz des gegenteiligen
Anscheins „unsere westlichen Demokratien“ und unsere so
phrasenhaft viel beschworene „freiheitlich-demokratische
Grundordnung“ noch keineswegs über das Halbstarkenstadium
hinausgewachsen ist. Weder in der Praxis noch, wie die
Menschen „auf der Straße“ gutgläubig annehmen, in der Theorie.

• Was heißt denn Mehrheitsprinzip? Besteht das Wesen der
Demokratie im Niederknüppeln einer Minderheit durch
eine Mehrheit, die ihre vorgebliche Macht vertrauensvoll
an Wenige abgibt? 

• Welche Rolle spielt das Vertrauen bei der Repräsentation,
und wodurch wird es gerechtfertigt? Worin besteht die
Souveränität des Volkes? Darin, dass sie abgegeben wird? 

• Wie stehen eigentlich die Interessengruppen mit ihren
berühmten Lobbyisten zu den Parteien und welchen recht-
mäßigen Platz haben sie in einer „pluralistischen“
Demokratie? 

• Wie ist das mit dem anderen Pluralismus der
Weltanschauungen und Religionen und den gemein-
samen Werten? Gibt es trotzdem eine demokratische
„Wertegemeinschaft“?

• Welche Chancen haben eigentliche die Werte, deren Verfall
stets beklagt wird, angesichts der unleugbaren
Volksweisheit, dass das Geld die Welt regiert? Sind
Kapitalismus und Demokratie eigentlich miteinander ver-
einbar?

Die Fragen ließen sich leicht vermehren. Zum Glück beantworten
sich viele einschlussweise, wenn einige grundlegende richtig
beantwortet werden. Dazu muss aber sozialphilosophisch
grundlegend angesetzt werden, ab jetzt.
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Kapitel III

DDEERR  SSYYSSTTEEMMIISSCCHHEE  GGRRUUNNDDAANNSSAATTZZ::  
VVOOMM  HHAANNDDEELLNNDDEENN  MMEENNSSCCHHEENN  

ZZUUMM  SSOOZZIIAALLEENN  SSYYSSTTEEMM

Der Mensch: Unendlichkeits-Chimäre 
auf seinen eigenen Kathedralen?

Nach allgemeiner, besonders nach-aufklärerischer Überzeugung
wird Gesellschaft in all ihren Formationen von den Menschen
selbst hervorgebracht. Es ist bisher nur eine einzige Systemtheorie
der Gesellschaft aufgetreten, die erklärt, Gesellschaft gehe aus
„Kommunikationen“ hervor, die von Niklas Luhmann. Das ist
insofern anti-aufklärerische Raffinesse, als ausgeblendet bleibt,
woher diese Kommunikationen denn stammen. Diese sind offen-
sichtlich Formen menschlichen Handelns. Es war immer ein
Wesenszug der Aufklärung, die menschlichen Sinn- und Unsinns-
Produkte auf ihren Ursprung im eigenen (geistigen) Handeln
zurückzuverfolgen. Mit Luhmann erst trat eine „Soziologische
Aufklärung“ auf (so der Titel mehrerer Aufsatzsammlungen von
ihm), die just mit dem Gegenteil, mit der Entfremdung dieser
Produkte von ihrem Ursprung, arbeitet. Eine raffinierte intellek-
tuelle Rolle rückwärts!

Allerdings gab es bislang auch keine einzige Theorie, die den
offensichtlichen Ursprung sozialer Systeme aus dem men-
schlichen Handeln wirklich plausibel macht, also den Übergang
von Handeln zu Systemen aufklärt. Um 1970 herum stritten sich
die großen Sozialtheoretiker jener Zeit, Niklas Luhmann und
Jürgen Habermas, noch um diese Frage, ob und wie menschlich-
es Handeln mit sozialen Systemen zusammenhängt. Der Streit
wurde stillschweigend beigelegt, indem Luhmann Theorie von
„Systemen“ (Sinngebilden mit Innen-Außen-Unterschied wie bei
biologischen Organismen) betrieb, bei denen fortschreitend von
menschlichem Handeln nicht mehr gesprochen werden musste;



und indem auf der anderen Seite Habermas zwar die „bösen“
Systeme wie Geldsystem und Rechtssystem als Tatsachen
anerkannte, aber den handelnden, erlebenden und beobachten-
den Menschen in seiner eher kuscheligen „Lebenswelt“
platzierte. Verbindungen zwischen Lebenswelt und Systemen
wurden nicht näher ausgemacht. 

Beide Positionen sind gleichermaßen unbefriedigend. Sie
forderten den Autor allerdings heraus, zunächst ganz alt-auf-
klärerisch das missing link zwischen Handeln und System her-
auszufinden. Und das besteht nach seiner seit 1975 vertretenen
„Reflexions-Systemtheorie des Sozialen“ im Prinzip der interper-
sonalen oder sozialen und damit nicht nur theoretischen, sondern
praktischen  Reflexion.

Durch dieses Prinzip gelingt es, die Verbindung zwischen han-
delnden Menschen und ihren selbsterrichteten System-
Kathedralen wieder herzustellen. Der Mensch bleibt nicht, wie
bei Luhmann, „Unendlichkeitschimäre auf seinem grauen Stein
von Notre-Dame“, wie Gottfried Benn schon kurz nach dem
Zweiten Weltkrieg das Grundgefühl des Menschen gegenüber der
von ihm selbst hervorgebrachten staatlichen und wirtschaftlichen
entfremdeten „Megamaschine“ ausgedrückt hat. (In dem Gedicht
Verlorenes Ich. „Chimären“ werden die merkwürdigen dämoni-
schen Fabelwesen genannt, die als Wasserspeier oder sonstiger
bizarrer Schmuck die gotischen Kathedralen zieren.) Wenn der
Mensch nicht weiß, wie im Prinzip diese Entfremdungsgebilde
entstehen, kann er sie sich auch nicht wieder aneignen.
Ausweichen in eine ebenfalls unverstandene traute „Lebenswelt“
hilft da auch nicht.

„Durch  soviel  Formen  geschritten,  durch  Ich,  durch  Wir,  durch
Du“:  die  Sinn-EElemente

Mit dieser Überschrift wird noch einmal Gottfried Benn zitiert
(diesmal das Gedicht Nur zwei Dinge), weil er hier die großen
„Dinge“ benennt, die keine Dinge sind, sondern Reflexionswesen.

“Ich“ ist ein Reflexionswesen, weil zum Ich-Sagen fundamental
der Selbstbezug des Menschen zu sich selbst gehört: seine
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Reflexionsfähigkeit. Reflexion und Selbstbezüglichkeit sind das-
selbe. Die Selbstbezüglichkeit des Menschen zeigt sich in seiner
Fähigkeit, „Ich“ zu sagen. Diese Fähigkeit ist allerdings auch
vorhanden, bevor er „Ich“ sagt und wenn er mal gerade nicht
„Ich“ sagt. Wie Kant treffsicher sagt: „Das Ich denke muss alle
meine Vorstellungen begleiten können“ (Kritik der reinen
Vernunft, B 131). Die Fähigkeit zur (wenigstens punktuellen, d.h.
nicht vollständigen) Selbsterkenntnis durch Reflexion unterschei-
det das Reflexionswesen Mensch vom Tier (dessen Bewusstsein
durch eine „unvollständige Reflexion“ gekennzeichnet ist, was es
so überaus interessant für „sich selbst“ entdeckende Kinder und
alle Menschen macht). Wir können von einer gelebten  Reflexion
oder reflexivem Leben sprechen, im Unterschied zur
nachträglichen, nach-denkenden, theoretischen Reflexion. 

Richtig praktisch wird die menschliche Reflexion jedoch erst,
wenn sie sich auf ein Du richtet, das selbst ein ich-haftes
Reflexionswesen ist. Praktisch sein, heißt verändern. Indem Ich
mich sprechend auf ein Du richte, bin ich praktisch. Denn ich
verändere dieses Du, sobald es mich auch nur zur Kenntnis
nimmt. Und natürlich umgekehrt. Bevor wir diese praktisch-
soziale Reflexion und ihre Stufen weiterverfolgen – sie wird sich
als das systembildende Prinzip herausstellen – soll das dritte
Reflexionswesen zum Thema werden.

„Wir“ gibt es nicht erst bei Gruppen, sondern schon in der
Zweierbeziehung: die Gemeinsamkeit, der gemeinsam aufgebaute
Sinn-Raum, besonders (aber nicht allein) durch Sprechen
miteinander. Dem derartig aufgebauten „Zwischen“ (wie Martin
Buber dieses Wir nannte), liegt jedoch ein immer schon vorausge-
setztes Medium der Gemeinsamkeit zugrunde. Die Sprache steht
für dieses Medium zwischen Menschen. Doch liegt der Sprache
schon ein vorgängiger Sinnraum zugrunde. Sonst könnten sich
Sprecher verschiedener Sprachen nicht verständigen, und sei es
„mit Händen und Füßen“. Diesen vorgängigen Sinnraum nenne
ich nicht nur „Apriori der Kommunikationsgemeinschaft“ wie der
Frankfurter Philosoph Karl-Otto Apel. Denn er ist nicht nur ein je
subjektiver Gedanke „a priori“ (aller weiteren Füllung vorweg),
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sondern eine tatsächliche sinnhafte Gemeinsamkeit. Ich nenne es
Sinn-MMedium, sei es aller konkreten Kommunikation vorweg als
bloßer, überkultureller Alles-Gedanke, zu dem jeder Mensch
fähig ist, sei es als kulturelle, sprachliche Konkretisierung – sei es
als soziale Gemeinsamkeit wie Werte und Normen, sei es nur als
das konkrete Zwischen der einzelnen Begegnung. 

Der Begriff „Sinn“ wird hier in einer ganz neutralen Bedeutung
verstanden: Gehalte wie z. B. Wortgehalte, die in Bewusst-
seinshandlungen vollzogen werden. Die Einheit von Gehalt und
Bewußtseinsaktivität heißt hier Sinn. (Wenn die „dialektische“
Einheit von Vollzug und Gehalt nicht festgehalten wird, ergibt
sich dagegen Entfremdungs- und Verdunkelungsgefahr.)

Es ist jetzt schon abzusehen, dass alle Füllungen oder
Konkretisierungen des Sinn-Mediums (als eines zunächst
unendlichen und unendlich offenen Gehaltes) aus der wechsel-
seitigen Reflexion der beiden Reflexionswesen Ich und Du her-
vorgehen, allerdings unter Einbeziehung von kulturellem „Stoff“,
geschichtlich von den schon mitgebrachten Gehalten der
Beteiligten.

Wenn wir jetzt noch die Welt der nicht-selbstreflexiven Dinge, des
Es, hinzunehmen, können wir diese Elemente, als Sinn-Elemente
aller Begegnung, in folgendem Schema zusammenfassen:

Figur 1:  die vier Sinnelemente des Handelns 
(und die drei Seinsebenen des Menschen)

Geist

Seele

Körper

transpersonal

personal

präpersonal

Ich Du

Körperliches
(Es)

Sinn-Medium
(Wir)

•
• 
• 

• 

 überkulturell (“Alles”)
kulturell (Sprachen)
soziale Normen
aktuelles “Zwischen”   

  der Begegnung
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Der Mensch ist: leibhaftiges Wesen der Selbstreflexion (von daher
der Freiheit), aber von Anfang an in Interaktion mit Natur
(Dingen), mit Seinesgleichen und dem unendlichen Sinn-
Medium. All diese Instanzen sind Vermittlungsinstanzen seiner
„großen“ Selbstreflexion, was der große Kreis andeuten will. Die
kleine Selbstreflexion ist dagegen nachträglich und theoretisch.
Insofern stellt jedes Ich ein „großes Ich“ dar, während das „kleine
Ich“ der Selbstobjektivierung nur eine Vorstellungs-Fiktion ist. 

Dieses Gefüge der Sinn-Elemente könnten wir bereits „System“
nennen: ein vollständiges Ganzes einer Reihe aufeinander bezo-
gene Elemente. Man kann dieses vom Ich her betrachten (person-
ales System) oder in vom Wir her: soziales System. Aber dies wäre
soweit noch ein statisches, noch kein dynamisches Verständnis
von System. Dynamische sind zugleich reale Systeme, während
man bei statischen System-Gefügen die Frage stellen kann, ob sie
nur gedankliche Systematik darstellen.

Interpersonale Reflexion als Prinzip 
dynamischer Sozialsysteme 

Ein dynamisches Verständnis von interpersonalen bzw. (bei
Einbezug vieler Interaktionspartner) sozialen System ergibt sich
nun dadurch, dass wir die Reflexionswesen Ich und Du (Ego und
Alter) aufeinander reflektieren lassen, jedoch praktisch (nicht
durch die bloße, in der Sozialwissenschaft schon länger bekannte
„Perspektivenübernahme“, die eine je theoretische Reflexion
bleibt). 

Praktisches Handeln wird die Reflexion dadurch, dass sie den
Zustand des jeweils Anderen ändert. Nehmen wir als alltäglichstes
Beispiel den Blick: 

(1) Ich blicke den Anderen an (schon wissend zwar, dass dieser
„Gegenstand“ ein anderer Mensch ist): einfache Beziehung.

Figur 2a: unreflektierte Intentionalität

P1 P2

Vom handelnden Menschen zum sozialen System 27



(2) Ich blicke den Anderen an, sofern er selbst blickt: reflektierte
Beziehung.

Figur 2b und 2c: einseitige Interessenverfolgung unter Reflexion 
der Intentionen des Anderen 

(3) Ich blicke den Anderen an, sofern dieser mich als Blickenden anblickt
und sich eine Gegenseitigkeit des Blickes herstellt: doppelt reflektierte
und gegenseitige Beziehung.

Figur 2d: vereinfachte Schematisierung der doppelt-gegenläfigen Reflexion

(4) Ich nehme zu dieser faktischen Gegenseitigkeit des Blickes Stellung
(ablehnend, freundlich, forschend, fragend usw.) und nehme sogar
zur Stellungnahme des Anderen Stellung: nochmalige Reflexion der
Gegenseitigkeit oder Abschlussreflexion.

Figur 2e: der systembildende interpersonale Reflexionskreis
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Von hier an kann es nicht weitergehen, außer mit neuem Stoff.
Aber es kann nicht mehr höher reflektiert werden. Strukturell ist
ein Abschluss erreicht. Uns interessiert hier nur das Strukturelle,
nicht die Inhalte und Wertungen dabei.

Meist bleibt diese Stufung wie überhaupt das alltägliche
Blickgeschehen ganz implizit oder, wie man sagt, „unbewusst“.
Das Unbewusste ist implizites Bewusstsein. Sozialtheorie muss
diese sozialen Strukturen ausdrücklich machen – ähnlich wie die
Psychoanalyse oder Biologie und Medizin das (in anderem Sinn)
unbewusste Funktionieren unseres Körpers.

Das soziale Handeln wurde „klassisch“ von Max Weber als
Orientierung  des  Handelns  am  Verhalten  anderer definiert. Wenn
wir diese „Orientierung“ als interpersonale, gelebte und zugleich
praktische Reflexion mit obiger Stufung weiter denken, zeigt sich
eine entscheidende strukturelle  Konstante: die Vierstufung des
sozialen Handelns. Die oben im Blick aufgezeigten Reflexions-
stufen können überwiegende Komponenten konkreten sozialen
Handelns werden:

(1) instrumentales Behandeln des Anderen,
(2) strategisches Berücksichtigen des Anderen für die eigenen

Interessen,
(3) kommunikatives Eingehen auf die Erwartungen und

Wünsche des Anderen,
(4) metakommunikatives Eingehen auf die Voraussetzungen

und Normen des sozialen Miteinanders

Hier werden mehrere Ausdrücke von Habermas in eine systema-
tische Stufenordnung gebracht, die dieser als solche mitsamt ihrem
Prinzip, dem Reflexionsprinzip, nicht erkannt hat. Deshalb konnte
er keine systemische Sozialtheorie entwickeln (während sein
Kontrahent Luhmann einen völlig abstrakten, unterbestimmten
Systembegriff hat und aus dieser Not mit vielen „dialektischen“
Manövern eine Tugend zu machen suchte). Die soziale Reflexion
liefert die Antwort auf die in jener Habermas-Luhmann-
Diskussion unbeantwortet gebliebene Grundfrage, wie es vom
individuellen Handeln zum sozialen System kommen kann.
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Praktisch-ssoziale  Reflexion  ist  der  Baustoff,  das  Bindemittel,  aber
auch  das  architektonische  Prinzip  des  Sozialen  schlechthin.  Sie
wird  nur  voll  erkannt,  wenn  man  zugleich  ihre  wesentliche,  fol-
genreiche  Struktur  als  Vier-SStufung  erkennt.

Das heißt, der Reflexionskreis, der die beteiligten Akteure zu
einem System zusammenschließt (horizontale Reflexion), wird
nur verstanden, wenn und dadurch dass man die vertikale
Stufung und deren strukturellen Abschluss versteht:

Figur 3a: horizontaler Reflexionskreis zwischen Person 1 und Person 2

Figur 3b: die gleichzeitige vertikale Reflexionsstufung
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Kapitel IV

SSPPRRUUNNGG  IINN  DDEENN  GGRROOßßEENN  OORRGGAANNIISSMMUUSS::  
DDIIFFFFEERREENNZZIIEERRUUNNGG  VVOONN  SSUUBBSSYYSSTTEEMMEENN

Statt des in den letzten Jahrzehnten von Freund und Feind arg
strapazierten System-Jargons soll hier gleichbedeutend, aber
anders klingend, der Begriff des Organismus mit eingeführt und
verwendet werden. Auch dieser hat zwar eine leidvolle
Geschichte, insofern oft biologische Modelle und Analogien recht
unbesehen auf die soziale Wirklichkeit übertragen wurden. 

Mit dem Prinzip der sozialen Reflexion (und allein mit ihr) ist
jedoch das benannt, was das soziale Leben tatsächlich in Analogie
setzt zum biologisch-organischen Leben, ohne dass wir
Berührungsängste vor bloß äußerlicher Analogiebildung haben
müssten. 

Was den Organismus auszeichnet, ist besonders dies, dass er für
sich selbst ein Zweck ist, also eine Selbstbezüglichkeit im weiteren
von Selbstzwecklichkeit hat, allerdings nicht in dem strengen Sinn
von Selbstbewusstsein, und dass er autopoietisch ist, das heißt, sich
unter bestimmten Bedingungen selbst herstellt und wieder her-
stellt. Das gilt für soziale Organismen in hohem Maße: Sie sind
zwar nicht ohne die Handlungen und Bewusstseinshandlungen der
Individuen möglich und erklärbar. Das heißt jedoch nicht, dass sie
nur aus dem bewussten Willkürwollen der Beteiligten hervorge-
hen. Vielmehr machen sich gerade die „organisch“ gewachsenen
(nicht willentlich organisierten) sozialen Einheiten unbewusst
oder wie über die Köpfe der Beteiligten von selbst. Eben das darf
nicht dazu verleiten, diesen autopoietischen Zug mit dem
Abschneiden des Zusammenhangs zwischen den handelnden
Einzelnen und dem Systemen zu verwechseln (wie bei Luhmann
und seiner Schule).

Die Struktur, die im vorigen Kapitel an der primären, privaten
Interpersonalität aufgezeigt wurde, soll nun „kühn“, aber trotz



der Kürze nicht ganz unbegründet, auf die großen sozialen
Systeme übertragen werden, insbesondere auf die staatlich orga-
nisierte Gesellschaft. Auch hier kennt man zwar die
Unterscheidungen irgendwie schon immer, z.B. aus
Politikerreden. Der für Theorie und Praxis entscheidende
Fortschritt liegt indessen zwischen dem „Irgendwie“ und der
reflexionslogisch klar fundierten Unterscheidung von:

Was nämlich oben an der Intentionalität der einzelnen Akteure
als Reflexionsstufung sichtbar wurde, das führt in bereits gebilde-
ten Sozialsystemen zu analogen Systemfunktionen:

(1) Das instrumentale Behandeln oder der Umgang mit dem
Andern in Bezug auf objektive Güter führt vom Ganzen
des sozialen Organismus her zur Systemfunktion
Wirtschaft. Das Subsyystem  Wirtschaft wird von einer bes-
timmten Entwicklungs- oder Differenzierungsstufe an
gebündelt in dem Medium Geld, das heute ja ein merk-
würdiges Eigenleben über den realwirtschaftlichen
Vorgängen entfaltet.

(2) Das strategische Handeln in der Sphäre der unmittelbaren
Interpersonalität führt vom Ganzen her zum Subsystem
Politik, gegründet auf dem alle willkürliche Macht der
Akteure bändigenden Medium Recht, der Grundlage des
neuzeitlichen Rechtsstaates. 

(3) Das kommunikative, verständigungsorientierte Handeln
der Einzelnen ergibt in seiner systemischen Summe vom
Ganzen her das Subsyystem  Kultur, dem Inbegriff der
Kommunikation, der Sitten und Gebräuche eines sozialen
Organismus bis hin zu den künstlerischen Äußerungen
eines Gemeinwesens. Für alles Kulturelle ist Sprache das
grundlegende Interaktions- Medium. (Kunst selbst ist, was
hier nicht näher ausgeführt werden kann, eine gelebte,
nicht bloß nachträglich beredende Meta-Sprache, eine
Sprache jenseits der Sprache.) 

(4) Das metakommunikative, normenorientierte Handeln der
Einzelnen bildet im Gesamtsystem die Handlungsgrundlage
und Analogie für das Subsystem Legitimations-  oder
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Grundwerte das sich heute in einer Pluralität von
Weltanschauungen, ethischen Einstellungen und Lehren,
Religionen und transreligiösen, spirituellen Einstellungen
zeigt. Als gemeinsames Medium ist auszumachen: die
zugrunde liegenden Axiome  und  Riten.

Der Übergang von der subjektiven oder personalen Perspektive
(Systemreferenz) zur sozialen oder kollektiven Perspektive ist
vielleicht das Schwierigste, aber auch das Wichtigste, damit die
Systemebenen in Zahl und Reihenfolge nicht als willkürlich kon-
struierte erscheinen. Denn mit willkürlichem Konstruktivismus
lässt sich das soziale Leben vielleicht noch analysieren, aber nicht
verändern und steuern.

Man sollte, um den Perspektivenwechsel zu üben, z.B. verstehen,
dass im wirtschaftlichen Leben durchaus alle Handlungskompo-
nenten und Handlungsarten der einzelnen Akteure möglich und
nötig sind: nicht nur sachbezogenes Behandeln des Anderen, auch
strategisch berechnendes, auch angenehme, echt menschliche
Kommunikation, sogar ethisches Verhalten. Dennoch wird für die
Systemebene Wirtschaft als solche der Sachbezug maßgebend.
Und dieser wird vor allem hergestellt, geradezu erzwungen durch
das vereinheitliche Medium der wirtschaftlichen Vorgänge, somit
dieses ganzen Subsystems, das Geld. 

Ähnlich ist auf allen Systemebenen die systemische, vom sozialen
Ganzen her bestimmte Perspektive von der individuellen streng zu
unterscheiden – obwohl die Subsysteme nur von der Analogie
zum Handeln und seinen Reflexionsstufen in Zahl und hierarchi-
scher Reihenfolge unterschieden werden können. 

Die Systemebenen sind nach demselben Reflexionsstufenprinzip
weiter zu untergliedern. Dies lässt sich für das staatliche Haus
zusammenfassend so darstellen:
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Figur  4: das zweidimensionale Viergliederungshaus (Oikos)

Diese Subsysteme oder organismischen Ebenen sind bei aller
Gesellschaftsbildung stets latent vorhanden, deshalb ja auch stets
in der Diskussion, aber meist auf unklare und daher folgenlose
Weise. 

Die „Moderne“ ist nun aber gerade zutiefst durch den Prozess der
realen Differenzierung dieser Systemebenen gekennzeichnet:
Trennung von Politik und Weltanschauung/Religion, ebenso
wesentlich die Trennung von Religion und autonomer, emanzi-
pierter Kultur in Wissenschaft, Kunst usw. Es handelt sich, wie
man leicht sieht, nicht um Kleinigkeiten und intellektuelle
Feinheiten, sondern um weltgeschichtliche Dramen, deren
Austrag viel Blut gekostet und auch geistige ungeheure Kämpfe
erfordert hat – die noch keineswegs abgeschlossen sind, nicht ein-
mal in Europa. 

Das Erregende ist, dass wir den tieferen Anliegen der Moderne
noch längst nicht in allem gerecht geworden sind und lieber ins
unbestimmt „Postmoderne“ ausweichen, als unsere modernen,
evolutionär anstehenden „Schulaufgaben“ zu machen: Das
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bedeutet, jener latenten „Viergliederung“ in politischen
Institutionen auf theoretisch klare und praktisch wirksame Weise
Rechnung zu tragen.

Es braucht nicht betont zu werden, dass das Modell des Hauses
nicht dazu verleiten darf, die Beziehungen zwischen seinen
„Stockwerken“ statisch zu sehen. Ganz das Gegenteil ist der Fall.
Auch werden die hierarchischen Beziehungen bald durch den
zirkulären Gesichtspunkt von Kreisläufen ergänzt werden. 

Für die inzwischen oft eher modischen als besonnenen
Nachhaltigkeits-Beflissenen: Wenn „Nachhaltigkeit“ in einem
spezifisch sozialen Sinn nicht länger ein bloßes Anhängsel an die
Natur-Ökologie sein soll (was aber in der viel bemühten, nur
scheinbaren Dreiheit von ökologisch – ökonomisch – sozial stets
der Fall ist), dann muss sie als Kreislauffähigkeit eben dieser
sozialen Organismus-Ebenen verstanden und verwirklicht 
werden. 

Nur eine selbst nachhaltige, d.h. kreislauffähige Gesellschaft kann
auch mit der Natur nachhaltig umgehen. Damit kommen wir
allmählich zum praktischen Kern der ganzen Untersuchung. 
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ist eine andere Frage. Es ging hier lediglich um ein Beispiel für
ethische Rahmenvorgaben für Kulturelles.) 

Wegen der Kulturhoheit der Länder wäre in Deutschland ein Teil
der Kulturgesetzgebung den Bundesländern zu überlassen, eine
im Ansatz heute schon vorhandene Differenzierung, aber es muss
zweifellos eine bundesübergreifende Gesetzgebung geben, wie die
obigen Beispiele schon zeigen. Ein anderes Beispiel dürfte die
Gestaltung der Schulpflicht sein.

Wir berühren mit diesem Beispiel und mit der Kultursphäre
eine Grundsatzfrage, der das Kapitel VII gewidmet ist: die
Verteilung der Aufgaben auf Staat, private Träger und auf
öffentliche Einrichtungen. Deshalb soll die Betrachtung an
dieser Stelle auf das eingeschränkt werden, was zweifellos Sache
des Staates ist, genauer des Gesamtstaats oder besser der Nation
als Kulturstaat.

Nation ist der kulturelle Aspekt für den Gesamtorganismus, der
sich rechtlich als Staat organisiert, wobei Staat und Nation nicht
immer territorial deckungsgleich sein müssen, wie das Beispiel
der beiden ehemaligen deutschen Staaten auf dem Gebiet der
heutigen Bundesrepublik am deutlichsten zeigt. 

Eine eminente Aufgabe der nationalen Kulturgesetzgebung wäre
die Sprachentwicklung, und zwar nicht bloß im Sinne eines
defensiven Purismus wie Abwehr gegen das “Neudeutsche” oder
“Denglisch”. (Denn Sprache ist das kostbarste Kulturgut einer
Sprachgemeinschaft, mit keiner noch so wertvollen Museums-
landschaft vergleichbar.) Die Rechtschreibreform beispielsweise,
die diesen Namen kaum verdient, ist ein typisches Produkt nicht
vorhandener kulturstaatlicher Organe der nationalen
Sprachentwicklung. Die Philologen, die hinter dieser Reform
stecken, mögen “Fachleute” gewesen sein. Eine freie, politikent-
lastete Wertekommunikation, um dieses entscheidende Stichwort
nun in kulturellen Angelegenheiten wieder aufzunehmen, hat
hier sicher nicht stattgefunden, jedenfalls nicht bei den letztlich
entscheidenden “einheitspolitischen” Instanzen. Von einer Liebe
zur Sprache und deren lebendiger Weiterentwicklung ist da nichts
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zu spüren. Einem eigens dazu gewähltes Kulturparlament wäre
dergleichen jedoch zuzumuten.

Es wäre überhaupt Aufgabe dieses Parlamentes, über nationale
Kulturschätze, deren Bewahrung und Fortentwicklung mit
Anteilnahme, aber ohne nationalistischen Zungenschlag zu
sprechen. 

Hierzu gehört auch die Frage der Zuwanderung, die sicher ihre
ökonomischen Aspekte hat, die aber primär eine kulturelle ist. Weil
sie früher so gut wie nie und heute nur am Rande (“Integration”
durch Deutschkenntnisse) als eine zentral kulturelle behandelt
wurde, konnte es darüber so viele falsche Emotionen geben. Für
eine Gastfreundschaft der Kulturen muss es die wechselseitige
Unterscheidung der jeweils gastgebenden Kultur eines gegebenen
Territoriums von den Gastkulturen geben. Die einzelnen
Zuwanderer müssen sich entscheiden, ob sie auch als Einzelne nur
Gäste mit Rückkehroption bleiben wollen oder Deutsche werden
wollen. Das Letztere bedeutet nicht, dass sie ihre Herkunftskultur
nicht in landsmannschaftlichen Gruppen weiterpflegen, wie es
manche Deutsche und andere Europäer heute noch in den
Vereinigten Staaten tun. A propos: Die Vereinigten Staaten sind mit-
nichten eine “multikulturelle Gesellschaft”. Europa wird jedoch,
wenn die Allround-Politiker nicht zuviel Unheil gegen den Willen
der betroffenen Völker anrichten, ein Zusammenschluss vieler
nationaler Kulturen bleiben. Darauf beruht sein einzigartiger
Reichtum.

Hätten wir so etwas wie ein Kulturparlament gehabt, wären darin
solche Dinge klarer ausgesprochen worden. Im Hohen Haus der
Allround-Politiker war aber schwerlich eine Rede zu hören, in
denen diese wenigen hier in Kürze getroffenen, national
lebenswichtigen Unterscheidungen im Zusammenhang zur
Sprache gekommen wären. 

Das Politikparlament

Scheinbar hatten wir das, was hier gemeint ist, schon immer, seit wir
Parlamente haben. Das wäre ein Trugschluss und ein Mangel an
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Phantasie. Stellen wir uns einmal vor, dass statt der bisherigen
Einheits- und Weltanschauungsparteien künftig Parteien neuen
Typs auftreten, die sich ausschließlich mit den Themen der Politik in
einem engeren Sinne befassen. Deren inhaltliche Untergliederung
wurde bisher noch nicht angegeben, weil im obigen Oikos die for-
male Aufteilung der Gewalten oder Staatsfunktionen für “Politik”
stand (die zwei Exekutiven, Legislative und Judikative). Hier seien
lediglich in Kürze die Themen des politischen Parlamentes
angekündigt: 

2.1. territoriale Gliederung, Bodenpolitik, Verkehrspolitik,
2.2. innere und äußere Sicherheit,
2.3. Außenpolitik und europäische Abstimmung darin,
2.4. Rechts- und Verfassungsentwicklung, sofern das Recht nicht

von den anderen Parlamenten gesetzt wird, also Zivil- und
Strafrecht.

Das sind noch immer riesengroße Themen, vor allem, wenn man
bedenkt, dass die ganzen Fragen des Bodeneigentums (zu unter-
scheiden von der privaten Nutzung des Bodens), der Spekulation
mit Boden sowie seiner öffentlichen Verwendung hochpolitische
Fragen sind, die jetzt gern der „freien“ Wirtschaft überlassen wer-
den. Doch durch die Entlastung vom “Ideologischen” (Kultur und
Grundwerte) wie von der Wirtschaftspolitik, ferner durch die
Versachlichung der Parteiengrenzen, werden diese Themen zu
bewältigen sein, die derzeit – wie die Wirtschaftsthemen – ständig
in Reformstaus stecken bleiben. 

Wir sind es nicht anders gewohnt, als dass viele Themen auf die
lange Bank geschoben werden. Das ist gegen jede politische
Hygiene. Es lässt das Interesse der Bürger an ihrem Gemeinwesen
im bewussten oder unbewussten Frust ersticken. Das Aufschieben
ist der Tod der demokratischen Partizipation. Es kann abgestellt,
die demokratische Hygiene kann durch die Differenzierung der
Parlamente hergestellt werden! 

Das Wirtschaftsparlament

Ein eigenständiges Wirtschaftsparlament ist in seiner Dringlichkeit
mit dem Grundwertparlament vergleichbar. Es „überschneidet“ sich
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mit diesem in ökologischen und vielen anderen Grundsatzfragen,
d.h. viele Grundwerte-Entscheidungen haben unmittelbar rah-
mensetzende Bedeutung für die Wirtschaft: Welche Art von
Wirtschaft ermöglicht das berühmte, derzeit nur auf dem Papier
(der Charta der Vereinten Nationen von 1948, die Teil unseres
Grundgesetzes ist) geltende „Recht auf Arbeit“, trägt also der
Tatsache Rechnung, dass allein menschliche Arbeit neue Werte über
die Güter der Natur hinaus schafft? Weder Maschinen noch das
Geld arbeiten! Auf dieser menschenfeindlichen Fiktion basiert
jedoch das Rendite-Prinzip des Kapitalismus. Rendite  ist  Kapitallohn,
im Unterschied zum Gewinn als berechtigtem Unternehmerlohn!

Der Leser möge einmal diese Vorstellung in seiner Phantasie
erblühen lassen: Dass es von der Bevölkerung direkt gewählte
Beauftragte für die ganze Wirtschaftssphäre gibt, Vertrauensleute,
die nichts anderes zu tun haben, als ihre wirtschaftlichen
Kenntnisse in eine parlamentarische Sachdiskussion einzugeben,
um die beste Grundarchitektur sowie die besten aktuellen
Maßnahmen zu beschließen. Diese Sachdiskussion ist gleichzeitig
immer Kommunikation über Wertungen und Wertentscheidungen.

Die einzigen Grenzen dieser großen parlamentarischen Vollmacht
einer Wirtschaftsgesetzgebung und aktuellen Steuerung wären –
außer den entscheidenden Vorgaben aus dem Grundwertebereich
- einige Vorgaben aus dem politischen Bereich, z.B. die Frage des
Bodeneigentums und der Verkehrsplanung. Hierin käme effektiv
zum Ausdruck, dass  Wirtschaft  ein  dienender  Teil  des
gesellschaftlichen  Lebens  zu  sein  hat, nicht mehr deren alles
beherrschender Faktor.

Im Übrigen hätte dieses Wirtschaftsparlament eine Freiheit der
sachspezifischen Gestaltung mit allem verfügbaren Experten-
wissen, wie es sie noch nie auf der Welt gegeben hat. Immer wur-
den in ungeordneter Weise die Kompetenzen vermischt,
Weltanschauungs-Ideologie mit Wirtschaft, politische Ambitionen
und Rivalitäten mit Wirtschaft usw. Ein John Maynard Keynes
(1883-1946) zog sich aus der Gestaltung der von Rache
geprägten Nachkriegsordnung 1919 bezeichnenderweise und mit
guten Gründen zurück.
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Was nützen Experten wie die bundesrepublikanischen
„Wirtschaftsweisen“, wenn sie – abgesehen von fehlender demo-
kratischer Legitimation! – doch nicht die wirtschaftspolitisch
Gestaltenden sein können, wenn die Politiker, als Allround-
Politiker, Rücksicht auf alles Mögliche nehmen müssen, wenn
eine sachliche Wirtschaftspolitik strukturell gar nicht möglich ist? 

Allerdings, die „Experten“, wie sie hier gemeint sind, dürfen nicht
ausschließlich Wirtschaftsprofessoren sein. Das Wirtschafts-
parlament ist kein akademisches Seminar, sondern ein Parlament,
das Gesetze erlassen und Regierungsmaßnahmen genehmigen
bzw. ablehnen muss. Zu sachlichem Diskurs und Kommunikation
über wirtschaftliche Werturteile müssen die wirtschaftspoliti-
schen Vertrauensleute vom Wahlvolk für fähig befunden werden,
nicht zu endlosen und unverständlichen Monologen über „Was
wäre, wenn…“ Es gilt zu gestalten. 

Die Wirtschaftspolitiker müssen etwas von Unternehmern
haben. Sie können auch zum Teil solche sein. Der
Wirtschaftsstaat, das heißt die gesetzgeberische, staatliche Seite
der Wirtschaft, ist wie ein großes Unternehmen, aber nur (oder
fast nur) als der Rahmen setzende Widerpart der vielen
kleineren und größeren wirklichen Unternehmen des Marktes.
Staat,  genauer  Wirtschaftsstaat,  und  Markt  sind  komplementäre
Größen. Sie gegeneinander auszuspielen, ist tendenziöser
Unsinn: Die staatlichen Rahmensetzer setzen den Rahmen für
den Markt und für nichts anderes, und umgekehrt ist ein Markt
nicht ohne politische Macht denkbar. 

Die zahlreichen Wirtschafts- und Geldreformer im Lande mit
ihrem speziellen, theoretischen und praktischen Leidensdruck
sollten sich klar machen, dass ihre Ideen auf Dauer nur in
einem solchen wirtschaftsparlamentarischen Gesamtrahmen
ihre Realisierungschancen haben. Eine auf politischen Optionen
beruhende Bodenreform ohnehin nur im gesamtdemokratis-
chen Rahmen. Da allerdings hätten die besten Ideen ihre volle
Chance!
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Zirkuläre Rückkoppelung

Durch Umkehrung der Bestimmungsrichtung, selbst wenn man
sie einmal als etabliert voraussetzt, ist allerdings noch kein
Kreislauf erreicht. Soziale Kreislauffähigkeit ist ein anderes,
besseres Wort für „Nachhaltigkeit“ in einem bisher unbekannten,
spezifisch sozial-ökologischen, nicht allein natur-ökologischen
Verständnis.

Ethisch-weltanschauliche Integration oder Kreislauf- und
Regenerationsfähigkeit bedeuten zunächst verbindliches
Einbringen der ethisch-weltanschaulichen Normen in Kultur,
Politik und Wirtschaft. Der Kreislauffähigkeit des Gesamtorganis-
mus ist aber nicht durch einseitige Bestimmung von oben nach
unten allein Rechnung getragen. Dann stünde ein nicht realisier-
barer ethischer Idealismus dem jetzigen ökonomischen
Materialismus gegenüber, mit ähnlichem Erfolg, wie er jetzt schon
etwa beim „Menschenrecht auf Arbeit“ sichtbar ist. Was sich
wirtschaftlich nicht machen lässt wie im derzeitigen
Wirtschaftssystem die allseitige Verteilung der Arbeit, bleibt im
Reich der Wunschvorstellungen, mögen diese noch sooft interna-
tionales „Menschenrecht“ sein. Die Frage ist: Welches
Wirtschaftssystem ist imstande, ein gesetzlich ernst genommenes
Menschenrecht auf Arbeit zu befriedigen? Entsprechendes gilt in
den Dritte-Welt-Ländern für das Menschenrecht auf ausreichende
Ernährung, Gesundheit, Wohnung und Bildung. Idealistische
Überforderung führt zu materialistischer Abstumpfung.

Also muss auch das Umgekehrte geschehen: Berücksichtigung der
wirtschaftlichen und politischen Sachzwänge in den höheren
Ebenen des Organismus. Das heißt, dass die einseitige hierarchi-
sche Stufung durch ein zirkuläres Verhältnis zwischen den
Systemebenen ergänzt, allerdings nicht ersetzt werden muss. 

Gentechnologie für Pflanzen, vorgeburtliche Diagnostik und
genetische Züchtung von Menschen bis hin zum Klonen – überall,
wie schon in den Grundfragen der Wirtschaftsgestaltung, spielen
alle Ebenen des Sozialen mit. Das spricht jedoch nochmals für und
nicht gegen die Behandlung des jeweiligen Gesamtproblems durch
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personell unterschiedene Gremien mit unterschiedlichem Auftrag.
Das hier aufgeworfene Problem lautet: Lösung aller Probleme von
oben nach unten allein wäre fast genauso unzureichend wie die
bisherige oder derzeitige „naturwüchsige Lösung“ von unten nach
oben, also durch Wirtschaftsdominanz.

Das hierarchische Prinzip durch ein zirkuläres einfach zu erset-
zen und von einer schlichten „Wechselseitigkeit“ und
„Durchdringung“ in einem Kreislauf zu sprechen, wäre wieder
zu wenig, weil die Hierarchie nach dem Reflexionsstufenprinzip
den praktischen Maßstab für die jeweilige Entscheidungsbefugnis
hergibt: Die Befugnis zur übergeordneten Rahmengesetzgebung
von oben nach unten ist das Erste und darf nicht abgeschwächt
werden. In folgender Figur ist diese schon zu Beginn des Kapitels
skizzierte Hierarchie als ein System ineinander liegender Rahmen
dargestellt, wobei der äußerste, umfassende Rahmen der überge-
ordnete ist und das Grundwerteparlament symbolisiert:

Figur  7: Schema der Rahmengesetzgebung

Die Antwort auf alle Einwände gegen eine hierarchische Stufung
liegt darin, dass eine zirkuläre  Rückkoppelung in das aufgezeigte
gestufte Kompetenzensystem eingebaut werden muss, ohne die
hierarchische Werte- und Kompetenzstufung wieder preiszugeben. 

Die allgemeine systemische Lösung für diese Art von Problemen ist
gar nicht so schwer, wie es zunächst aussieht, solange man nicht
gewohnt ist, logisches und systemtheoretisches Denken auch auf
soziale Verhältnisse und nicht bloß auf Maschinenbau und
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Computersoftware anzuwenden. Wir haben schon in unseren
gegenwärtigen, anfänglich demokratischen Verhältnissen einen
kleinen Rückkoppelungsmechanismus zwischen den beiden parla-
mentarischen Kammern Bundestag und Bundesrat. Zwischen
erster, zweiter und dritter „Lesung“ einer parlamentarischen
Gesetzgebungsdebatte steht die Stellungnahme des Bundesrates
sowie vor allem die Arbeit von parlamentarischen Unter-
gliederungen (Kommissionen). Diese versuchen, die Forderungen
der Interessenverbände und anderer gesellschaftlicher Gruppen in
das Gesetz einzubringen.

Formal analog dazu wäre, jedoch mit ungleich gesteigerter
Bedeutsamkeit und Transparenz, für jedes Parlament die
Beratung und Abstimmung der jeweils anderen drei Parlamente
verbindlich zu berücksichtigen, wobei zur Abkürzung des
Verfahrens die Kommissionen aus allen Parlamenten möglicher-
weise gemischt zusammengesetzt sein können. (Die konkrete
Ausformung der Grundgedanken lässt manche Variationen zu.)
Was sich zunächst kompliziert anhört, reduziert sich auf folgende
einfachen dualen Verhältnisse: 

Das Grundwerteparlament (4) berücksichtigt: ....Parlament 1, 2, 3.
Das Kulturparlament (3) berücksichtigt: ..............Parlament 1, 2, 4.
Das Politikparlament (2) berücksichtigt: ...............Parlament 1, 3, 4.
Das Wirtschaftsparlament (1) berücksichtigt: ......Parlament 2, 3, 4.

Abgesehen von der wechselseitigen Berücksichtigung der Voten der
jeweils anderen Parlamente in zweiter und dritter Lesung hat jedes
Parlament für seinen Bereich ein endgültiges Beschlussrecht -
allerdings mit dem Unterschied, dass zwar keine fallweise
Weisungsgebundenheit, jedoch ein Rahmengesetzgebungsrecht
von 4 nach 1 gilt. 

• Rahmengesetzgebung beinhaltet den hierarchischen
Aspekt  und bedeutet: Gegen das Gesetz einer übergeord-
neten legislativen Instanz darf die untere mit ihrer
Gesetzgebung nicht verstoßen.
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• Berücksichtigung der Voten der anderen Parlamente – wie
auch anderer gesellschaftlicher Gruppen – beinhaltet die
zirkuläre  Rückkoppelung und bedeutet einfach, dass die
Abgeordneten des betreffenden Parlamentes den Sichtweisen
und Stellungnahmen der anderen Rechnung tragen, ohne
dass daraus eine andere Weisungsgebundenheit als die
ohnehin gegebene Rahmenbefugnis folgt. 

Wenn jedoch eine eindeutige Mehrheit aller drei anderen
Parlamente konvergierende Bedenken gegen eine Gesetzesvorlage
vorbringen, wäre es unklug, diese Bedenken einfach beiseite zu
schieben, selbst vom hierarchischen Gesichtspunkt her das Recht
dazu bestünde. Die Stellungnahmen der Parlamente 1, 2, 3 wird
zweifellos Einfluss auf die Abgeordneten in Parlament 4 haben
und umgekehrt. Hier muss und kann nunmehr auf bestes Wissen
und Gewissen der Abgeordneten gesetzt werden.

Wenn wir die hierarchische Reihenfolge mit der zirkulären kom-
binieren, ergibt sich folgendes Bild, bei dem allerdings die
Beziehungen wechselseitiger Berücksichtigung der Voten in erster
bis dritter, im Konfliktfall vielleicht sogar vierter Lesung, wegen
der Übersichtlichkeit nicht eingetragen sind: 

Figur 8:  Die Subsysteme bzw. ihre Parlamente als Kreislauf

2. Politikparlament

1. Wirtschaftsparlament

4. Grundwerteparlament
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Die entscheidende Neuerung: 
bereichsspezifische Wahlen

Entscheidender aber als alle technischen Verfahrensregelungen ist
die bereichsspezifische Wahl der Parlamentarier durch die Bürger
anstelle von Einheitswahlen von „Einheitsparteien“. Der be-
reichsspezifischen Wahl entspricht die bereichsspezifische
Verantwortung. Das ist es, was die neue parlamentarische Arbeit
von der bisherigen in Kommissionen wesentlich unterscheiden
wird: Die jeweiligen Parlamentarier sind für ihren Bereich, für eine
Ebene des sozialen Organismus, gewählt und für diesen im Hinblick
auf das Gemeinwohl verantwortlich – auch wenn sie sich – im
Zweifelsfall - mit den Vorlagen der jeweils anderen Parlamente, also
mit dem Ganzen, unter ihrer jeweiligen Perspektive befassen
müssen. Wegen dieses gewaltigen Unterschieds zur bisherigen par-
lamentarischen Praxis ist es auch richtiger, von vier Parlamenten als
von vier Kammern oder Sektionen des Parlamentes zu sprechen. 

Es genügt vollauf eine auch quantitative Vierteilung des bisheri-
gen Einheitsparlaments, also vielleicht 4 mal 150 Abgeordnete. Es
würden vielleicht auch viermal 120 oder 100 genügen. Also  das
Gegenteil  einer  etwaigen  Aufblähung  des  parlamentarischen
„Apparats“!

Die Zahl ist unerheblich, die Qualität der sachbestimmten
Rückbindung an die jeweiligen Wahlkreise entscheidet. Ferner die
Effektivität und Sachlichkeit der Beratung, die allemal in kleineren
Gremien wächst. Dazu ist die Zahl auch unter beratungspsycho-
logischem Gesichtspunkt festzulegen. 

Für Verfassungsänderungen wäre sinnvollerweise eine Verfas-
sungsversammlung aus allen vier Parlamenten zuständig. Ebenso
wäre eine Vollversammlung der vier Parlamente für die periodi-
sche Budgetaufteilung an jedes der vier Subsysteme des
staatlichen Handelns (Teilhaushalte) angebracht. Die Beratung
über die Teilhaushalte durch die unterschiedenen Parlamente
bringt übrigens eine entscheidende Verbesserung der Haushalts-
Transparenz für Abgeordnete und Bürger mit sich.
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Andere Funktionen als allein diese beiden (Verfassungsänderun-
gen und periodische Budgetaufteilung) dürfen der Vollversamm-
lung der Parlamente nicht zugesprochen werden, auf keinen Fall
die normale Gesetzgebung. Dies wäre ein Rückfall in das alte
Einheitsparlament mit unsachlich vermischten Kompetenzen. Die
bereichsspezifische Gesetzgebung erst gibt den vorher bereichs-
pezifischen Wahlen ihr volles Gewicht. Das wohl strukturell
(durch das Reflexionsstufenprinzip), nicht zu einem Gremium
vereinheitlichte Kompetenzensystem ist entscheidend. Geringe
Bedeutung hat dagegen die bloße Benennung: ob man von
"Parlamenten", "Häusern", "Kammern" oder sonst etwas redet.
Der Ausdruck "Kammern" hat zwar das Bild der getrennten
Herzkammern für sich, birgt jedoch die große Gefahr, dass der
wesentliche Bruch mit dem früheren Einheitsparlament durch
den Anklang an traditionelle Formen von Kammernwirtschaft
wieder nivelliert wird. Etwaige Kompetenzschwierigkeiten, die
Gegner des Neuen ins Feld führen werden, können durch einen
paritätisch besetzten Verfahrensausschuss aller vier Häuser
geregelt werden, bevor im Extremfall das Verfassungsgericht
angerufen werden müsste.

Die  hier  vorgeschlagene  Parlamentsreform  macht  das  Parlament
also  kostengünstiger  und  nicht  etwa  teurer! Dies nicht allein im
Hinblick auf die Zahl der Abgeordneten, sondern auch im
Hinblick auf die Effizienz ihrer Arbeit. Der Überlastungszuschlag
in den Diäten kann entfallen. Denn natürlich wird nicht jeder
Abgeordnete die Vorlagen aller Parlamente studieren müssen. In
der allgemeinen Gesetzgebung wird das Gerangel zwischen den
Parlamenten nicht groß sein, nur in einigen entscheidenden
Weichenstellungen. 

Die völlige Unabhängigkeit der Beauftragung und Verantwortung
in den vier Parlamenten kommt am besten darin zum Ausdruck,
dass nicht etwa an einem einzigen Wahltag vier Wahllisten
angekreuzt werden, sondern dass angemessener Weise auf
Bundesebene vier  Wahlen  in  vier  verschiedenen  Jahren stattfind-
en. Denn Grundwerte-, Kultur-, politische und Wirtschafts-Fragen
haben alle ein völlig eigenes Gepräge und Gewicht. Sie verdienen
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und erfordern eine jeweils eigene öffentliche Diskussion, eine
außerparlamentarische Wertekommunikation mit argumenta-
tiven, strukturierenden Elementen. Es ist also abzusehen, dass je-
weils ein Jahr lang der Öffentlichkeitsprozess schwerpunktmäßig
einem dieser Politikbereiche gewidmet sein wird. („Politik“ hier im
Sinne der gesamten rechtlichen Gestaltung des Gemeinwesens ver-
standen, im Unterschied zur politischen Ebene im engeren Sinn.) 

Warum nicht jedes Jahr ein Wahlsonntag auf Bundesebene? Das
kann einer Beteiligungs-Demokratie nur gut tun. Man sollte
angesichts der neuen technischen Hilfsmittel – Einsatz einer elek-
tronischen Wählerkarte – nur keine scheinbaren Kostenargumente
zur Ausflucht nehmen! (Über mögliche, aber vom Inhaltlichen her
nicht so wünschenswerte, zeitliche Zusammenlegungen mit
Kommunal-, Landes und Europawahlen braucht hier nicht disku-
tiert zu werden.) 

Sachparteien als „logisches“ Resultat

Die Bürger spüren nur bei regelmäßiger und bereichsspezifischer
Wahl zu Sachfragen, dass ihre Stimme ins Gewicht fällt. Es sind
Stimmen für „Experten“ ihres Vertrauens, also im Sinne von
Vertrauensleuten. Vermutlich wird eine Listenwahl (Verhältniswahl)
durch die mehrfache sachbereichs-spezifische Abstimmungsweise
überflüssig. Selbst wenn man sich dennoch für eine Verhältniswahl
nach Parteienlisten entscheiden sollte, haben diese - wie die Parteien
selbst - einen völlig veränderten Charakter: Es stehen nunmehr
Sachparteien zur Wahl. Sachparteien, im Unterschied zu den struk-
turell unsachlichen Einheitsparteien für alle Bereiche, ergeben sich
notwendig und von allein durch die bereichsspezifischen Wahlen.
„Parteikartelle“ im Sinne der alten Einheitsparteien, die mit
finanzieller und organisatorischer Macht über die Sachbereiche
übergreifen und die sachlogische Zuordnung der Parteien neuen
Stils wieder unterlaufen wollen, wären nötigenfalls im neuen
Parteiengesetz zu unterbinden.

Auf die gesamte Frage der Parteienfinanzierung und Wahlkampf-
kostenerstattung unter grundlegend veränderten Verhältnissen
brauchen wir uns hier (noch) nicht einzulassen.

Vier „Herzkammern“ der Demokratie 71



Integration-durch-Differenzierung 
als Evolutionsprinzip

Über den modernen Differenzierungsprozess durch Arbeitsteilung
und durch Trennung der “Wertsphären” (Max Weber) ist in der
soziologischen Fachliteratur viel geschrieben worden. Die großen
Soziologen der Pioniergeneration, als dieses Fach noch nicht von
der philosophischen Sozialtheorie getrennt war, haben alle er-
kannt, dass “Modernität” durch Differenzierungsprozesse ver-
schiedener, aber zusammenhängender Art definiert werden kann.
Die Differenzierung der Wertsphären ist die entscheidende, sofern
man in ihnen die Subsysteme des Organismus erkennt. Die Frage,
wie gerade die Differenzierung der Wertebenen zu höherer
Integration führen kann, wurde allerdings auch von Max Weber
nicht beantwortet. Er sah das dinosaurierartige Wachstum einer
bürokratischen Organisation als unvermeidliche Entwicklung
kommen, ohne in seiner bemessenen Lebenszeit (1864-1920) eine
Abhilfe vorschlagen zu können.

Indem die aufgezeigten Handlungs- und Wertsphären, die
Subsysteme des sozialen Organismus, sich gestuft, also mit lo-
gischem Bezug aufeinander, ausdifferenzieren, gewinnen die
Gemeinwesen erst eine neue, höhere Form der Integration:

• Effektive Steuerung geschieht von oben nach unten – wobei
auch Rückkoppelung von unten nach oben zugelassen wer-
den muss.

• Jeder Ebene des sozialen wird ihre spontane Eigengesetz-
lichkeit gelassen. Jedoch nicht in Form einer wildwüchsigen
Automatik von unten nach oben (vom Wirtschaftssystem bis
zum weltanschaulichen Subsystem), wie dies heute faktisch
geschieht. 

• Im Unterschied zu einem religiösen “Integralismus”
bedeutet Integration daher nicht, dass jede Ebene des
Sozialen direkt und ausschließlich von den Grundwerten her
gesteuert werden dürfte, selbst in der aufgeklärtesten Form
nicht, sondern nur indirekt, durch Rahmengesetzgebung. 
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Es geht einfach nicht länger an, dass dieselben Allround-Politiker,
die für nationale Sicherheit, Verkehr und Außenpolitik zuständig
sind, über Bildung und Kultur, gar über Inhalte der schulischen
Ausbildung usw. bestimmen, genauso wenig wie über die
Organisation unserer religiös-weltanschaulichen Belange. 

Die Dominanz der Wirtschaft über die Politik ist nur scheinbar
unausweichlich. Sie beruht auf Nicht-Differenzierung der hier
unterschiedenen Ebenen und bedeutet nichts weniger als eine
strukturelle  Korruption, der gegenüber die einzelnen Fälle von
Korruption, einschließlich der bekannten Parteispenden-
Skandale, relativ harmlose Symptome sind. 

Um einem Standardeinwand nochmals zuvorzukommen:
Politische Steuerung der Wirtschaft durch Rahmengesetzgebung
hat mit Planwirtschaft nicht das Geringste zu tun, sondern heißt
gesetzliche Festlegung, in welchem Rahmen sich die pluralistisch
freie Wirtschaft nach ihren eigenen Marktgesetzen entfalten kann.
Der freie Markt ist eine politisch  herzustellende Institution. Die
derzeitige Herr-Knecht-Dialektik (wechselweise Verknechtung
und Beherrschung) zwischen Ökonomie und Politik muss einer
bewussten und freiheitlichen Strukturlogik Platz machen.

Vertreter der politischen Klasse, ihre „wissenschaftlichen“
Zuarbeiter und alle, die immer noch meinen, die Ordnung und
Entwicklung unserer Gemeinwesen habe mit Logik nichts zu tun,
sind grundlegend im Irrtum. Die Menschen, die das vorstehende
Konzept verstehen und mehr als eine Viertelsdemokratie (dieser
genauere Ausdruck ist nun verständlich) wünschen, werden es
ihnen auf Dauer beweisen.
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